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849. Verordnung der Bundesregierung über
den Aufwandersatz von gesetzlichen Interes-
senvertretungen und kollektivvertragsfähigen
freiwilligen Berufsvereinigungen in Arbeits-

rechtssachen (Aufwandersatzverordnung)
Auf Grund der §§ 1 und 2 des Bundesgesetzes

über den Aufwandersatz von gesetzlichen Interes-
senvertretungen und freiwilligen kollektivvertrags-
fähigen Berufsvereinigungen in Arbeitsrechtssa-
chen, BGBl. Nr. 28/1993, wird verordnet:

§ 1. Die Höhe der als Aufwandersatz in
Arbeitsrechtssachen zu leistenden Pauschalbeträge
wird wie folgt festgesetzt:

1. für das Verfahren erster Instanz
a) bis zur ersten Tagsatzung zur mündlichen

Streitverhandlung oder bis zur abgeson-
derten Abhaltung einer ersten Tagsatzung
bzw. bis zur Erlassung eines Zahlungsbe-
fehls, Zahlungsauftrags oder Versäu-
mungsurteils 1 600 S

b) für das weitere Verfahren 3 200 S
2. für das Berufungsverfahren und das Verfah-

ren über einen Rekurs gegen einen Endbe-
schluß 3 200 S.

§ 2. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1994
in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 1993 tritt die
Verordnung der Bundesregierung über den Auf-
wandersatz von gesetzlichen Interessenvertretungen
und kollektivvertragsfähigen freiwilligen Berufsver-
einigungen in Arbeitsrechtssachen, BGBl.
Nr. 55/1993, außer Kraft. Sie ist jedoch auf
Verfahrensabschnitte im Sinne des § 1, die vor dem
1. Jänner 1994 abgeschlossen wurden, weiterhin
anzuwenden.

Vranitzky Busek Dohnal Weiss
Mock Schüssel Hesoun Lacina
Ausserwinkler Löschnak Michalek Fasslabend
Fischler Rauch-Kallat Scholten Klima

850. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen, mit der die Verordnung für eine
Umsatzsteuerentlastung bei Hilfsgüterlieferun-

gen ins Ausland geändert wird

Die Verordnung des Bundesministers für Finan-
zen für eine Umsatzsteuerentlastung bei Hilfsgüter-
lieferungen ins Ausland, BGBl. Nr. 787/1992,
geändert durch die Verordnung BGBl. Nr. 276/
1993, wird wie folgt geändert:

§ 5 der Verordnung hat zu lauten:

„§ 5. Gegenseitigkeit im Sinn des § 1 besteht im
Verhältnis zu folgenden Staaten:

— Albanien
— Armenien
— Aserbaidschan
— Bosnien-Herzegowina
— Estland
— Georgien
— Kasachstan
— Kirgistan
— Kroatien
— Lettland
— Moldowa
— Rumänien
— Russische Föderation
— Slowakei
— Slowenien
— Tadschikistan
— Tschechien
— Türkei
— Turkmenistan
— Ukraine
— Usbekistan und
— Weißrußland."

Lacina
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8 5 1 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über die Ermächtigung der
Zollämter zur Erteilung von Aus- und Einfuhr-
bewilligungen in vereinfachter Form geändert

wird

Auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 des Außenhan-
delsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 184, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 408/1993, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen und dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten über die Ermächtigung
der Zollämter zur Erteilung von Aus- und
Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form, BGBl.
Nr. 630/1987, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 647/1993, wird wie folgt geändert:

Die Anlage 4 wird wie folgt geändert:

Die Tarifnummer 0406 entfällt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1994 in
Kraft.

Schüssel

852. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über Aus-
übungsregeln für den Handel mit Orientteppi-

chen

Auf Grund des § 69 Abs. 2 der Gewerbeordnung
1973, BGBl. Nr. 50/1974, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 532/1993, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesund-
heit, Sport und Konsumentenschutz verordnet:

§ 1. Gewerbetreibende, die den Kleinverkauf von
Orientteppichen unter der Bezeichnung „Pfandver-
kauf" nicht im Wege der Versteigerung durchfüh-
ren, sind verpflichtet,

1. über den Wert jedes dabei feilgehaltenen
Teppichs ein Gutachten eines hiefür gericht-
lich beeideten Sachverständigen erstellen zu
lassen und

2. dieses Gutachten den am Kauf interessierten
Kunden vorzuweisen.

Schüssel

853 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der A 12
Inntal Autobahn — Anschlußstelle Hall/West
im Bereich der Gemeinden Ampass und Hall in

Tirol

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 420/1992 wird verord-
net:

Die Anschlußstelle Hall/West der A 12 Inntal
Autobahn wird im Bereich der Gemeinden Ampass
und Hall in Tirol wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Anschlußstelle liegt
zwischen AB-km 69,706 und AB-km 70,617 und
stellt über ihre Zu- und Abfahrtsstraße die
Verbindung mit dem Gemeindestraßennetz her.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Zu- und Abfahrtsstraße aus den beim
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen-
heiten, beim Amt der Tiroler Landesregierung sowie
bei den Gemeinden Ampass und Hall in Tirol
aufliegenden Planunterlagen (Plan-Nr. 824 a im
Maßstab 1 : 1 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

854. Kundmachung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst über die Rechtspersön-
lichkeit einer Einrichtung der Evangelischen

Kirche

Gemäß § 6 des Bundesgesetzes vom 6. Juli 1961,
BGBl. Nr. 182, über äußere Rechtsverhältnisse der
Evangelischen Kirche wird kundgemacht:

Dem Werk der Evangelischen Kirche A. B. in
Österreich „Evangelisches Schulwerk Oberschüt-
zen" mit dem derzeitigen Sitz in 7432 Oberschützen
kommt gemäß § 4 Abs. 1 des zitierten Bundesgeset-
zes ab 8. November 1993 Rechtspersönlichkeit des
öffentlichen Rechts zu.

Scholten


